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ment étendue dans l’affaire de Seveso. Il a accompli en peu de temps une 
œuvre considérable. Cela a été pour lui l’occasion de s’affirmer politiquement 
et aussi de marquer l’indépendance de la Région face au pouvoir central.

Les diverses remarques de M. Golfari au sujet de la Suisse, des investis-
sements suisses en Lombardie, des mass media, etc. ont été transmises direc-
tement aux services intéressés, mais il y a lieu néanmoins de souligner le rôle 
très grand que les facteurs psychologiques et aussi le manque d’informations 
objectives jouent dans l’affaire de Seveso et dans le différend qui oppose la 
junte à Hoffmann-La Roche et à Givaudan.

À cet égard, l’offre de coopération du Conseil fédéral et la lettre du Pré-
sident de la Confédération13 ont eu des effets très positifs. Les représentants 
de la junte ont marqué clairement leur confiance envers la délégation suisse 
et les entretiens de Milan ont permis de dissiper des malentendus et de nouer 
des liens, ténus certes, mais qui pourraient être utiles à l’avenir. Il n’empêche 
cependant que, malgré la courtoisie et la générosité de l’accueil dont elle a 
été l’objet, la délégation suisse est revenue à Berne convaincue que le conten-
tieux Hoffmann-La Roche Junte lombarde fait peser sur les relations de la 
Suisse avec l’Italie14 un danger dont il ne faut pas sous-estimer la portée.

13. Lettre de R. Gnägi à G. Andreotti du 19 août 1976, dodis.ch/49678. Pour la réponse, cf. la lettre 
de G. Andreotti à R. Gnägi du 21 août 1976, dodis.ch/49679.
14. Pour une vue d’ensemble des relations entre la Suisse et l’Italie, cf. DDS, vol. 26, doc. 35, 
dodis.ch/38348; DDS, vol. 27, doc. 53, dodis.ch/37679 et le PVCF No 1278 du 16 août 1978, 
dodis.ch/49426.
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Notiz des Chefs der Auslandschweizerangelegenheiten des Politischen 
Departements, M. Jaccard1

  Bern, 24. September 1976

Wie vorgesehen, fand am 24. September 1976 eine Sitzung2 auf dem Bun-
desamt für Sozialversicherung (Vorsitz: Direktor Schuler) statt, die der Praxis 
auf dem Gebiete der internationalen Sozialversicherungsabkommen und der 
Überlastung der mit der Durchführung betrauten Stellen gewidmet war.

In der Beurteilung der heute herrschenden Situation war man sich im all-
gemeinen einig, wenn auch Nuancen unverkennbar waren. Herr Dr. Wegmül-
ler (Schweizerische Ausgleichskasse) überreichte den Sitzungsteilnehmern 

1. Notiz: CH-BAR#E2001E-01#1988/16#132* (A.14.64.4.0). Gerichtet an M. Leippert.
2. Vgl. dazu auch das Schreiben von H. Wolf an A. Weitnauer vom 26. August 1976, dodis.ch/49454 
sowie das Protokoll von J. Doleschal vom 8. November 1976, dodis.ch/52667.
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fünf Tabellen (siehe Beilage3), die in plastischer Weise zeigen, wie sehr die 
Überlastung und die Rückstände zunehmen. Auffallend an diesen Tabellen 
ist der deutlich überproportionierte Anteil der Italien-Fälle4.

Die Ursachen des Übels wurden m. E. nicht klar herausgeschält. Dr. Weg-
müller machte geltend, die Personaldotierung habe nicht Schritt gehalten mit 
der Erhöhung der Zahl der Eingänge und mit der Tatsache, dass namentlich 
die Fälle aus dem Ausland schwierig zu beurteilen seien. Damit ist aber nicht 
die wahre Ursache aufgezeigt. Der Ursprung der Schwierigkeiten geht eben 
auf die Viehlzahl und die Kompliziertheit der Abkommen zurück. Ferner 
zeigte sich, dass nicht nur die Ausgleichskasse belastet ist, sondern auch die 
IV-Kommission und die Rekurskommission. Die aus Italien stammenden Re-
kurse nehmen überhand. Die Italiener zeigen sich sehr rekursfreudig.

Ich habe geltend gemacht, dass für die Verhandlungen eine straffe Prio-
ritätsordnung5 aufgestellt und dass möglichst nach vereinfachten Lösungen 
gesucht werden sollte. Die Kündigung von Verträgen (wie sie etwa zur Dis-
kussion gestellt wird) oder die Nichteinhaltung von vertraglichen Verpflich-
tungen6 habe ich abgelehnt, dagegen eine Überprüfung des Standortes und 
einen gewissen Marschhalt befürwortet.

Von Seiten des Bundesamtes wurde geltend gemacht, man bemühe sich 
um eine Priorität, sei aber an die internationale Praxis gebunden und kön-
ne nicht viel ändern. Schliesslich konzentrierte sich die Diskussion auf tech-
nisch-administrative Verbesserungsmöglichkeiten, die ziemlich ausgiebig dis-
kutiert wurden. Die ZOB wird weiterhin herangezogen werden. Mit positiven 
Auswirkungen in absehbarer Zeit ist nicht zu rechnen. Es ist bezeichnend, 
dass man als Hauptmassnahme eine gestaffelte, aber doch massive Erhöhung 
des Personalbestandes in Aussicht nimmt. Der Vertreter der Finanzverwal-
tung (Vizedirektor Rogger) machte auf den Personalstopp und die Haltung 
des Parlamentes aufmerksam7. Trotzdem scheint man – etwas knapp ausge-
drückt – nicht danach trachten zu wollen, das ganze Abkommenssystem mög-
lichst zu vereinfachen. Man sieht als Kern kaum eine andere Lösung als eine 
Vergrösserung des administrativen Apparates.

Das Bundesamt wird die ganze Frage weiterhin prüfen und sieht vor, zu 
Beginn des nächsten Jahres den Sitzungsteilnehmern eine Liste der prakti-
schen Möglichkeiten zu unterbreiten8.

Die Diskussionszeit war kurz bemessen, so dass von einer erschöpfenden 
Aussprache nicht gut gesprochen werden kann. Wenn auch einiges geklärt 

3. Für die Beilagen vgl. dodis.ch/48753. Vgl. dazu ferner das Schreiben von M. Jaccard an R. Probst 
vom 21. Juni 1977, dodis.ch/49319.
4. Vgl. dazu DDS, Bd. 27, Dok. 118, dodis.ch/49424, Punkt 3a.
5. Vgl. dazu DDS, Bd. 26, Dok. 186, dodis.ch/39242 sowie die Notiz von M. Leippert an M. Jaccard 
vom 26. Juli 1977, dodis.ch/49455, bes. Punkt 9.
6. Vgl. dazu die Notiz von Ch. Faessler vom 29. September 1976, dodis.ch/52668.
7. Der Personalstopp wurde 1974 als Bestandteil der Massnahmen zur Wiederherstellung des 
Gleichgewichts im Bundeshaushalt erlassen. Vgl. dazu das Bundesgesetz über Massnahmen zur 
Verbesserung des Bundeshaushalts vom 4. Oktober 1974, BBl, 1974, II, S. 850–852.
8. Zur nächsten Sitzung, die am 17. Februar stattfand, vgl. die Notiz von M. Leippert vom 17. Fe-
bruar 1977, dodis.ch/52678.
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werden konnte, ist m. E. das Resultat nicht als besonders erfreulich zu be-
zeichnen. Alles in allem genommen, lautet mehr oder weniger eingestanden 
die These so: An der bisherigen Praxis lässt sich sachlich so gut wie nichts 
ändern; die Praxis wird auch in Zukunft beibehalten; administrativ-organisa-
torisch lassen sich einige Verbesserungen anbringen; diese sind in Durchfüh-
rung begriffen; im wesentlichen wird man um eine deutliche Personalvermeh-
rung nicht herumkommen.
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Memorandum der schweizerischen Botschaft in Wien an das österreichische 
Aussenministerium1

  [Wien, 4. Oktober 1976]2

In Beantwortung des Memorandums3, das der österreichische Geschäfts-
träger4 am 19. Juli 1976 dem Eidg. Politischen Departement im Hinblick auf 
die vorgeschlagene Abhaltung eines Treffens von Regierungsmitgliedern der 
EFTA-Staaten auf höchstmöglicher Ebene5 überreicht hat, ist aus schweizeri-
scher Sicht folgendes festzuhalten:

1. Nach dem Scheitern des Planes einer grossen westeuropäischen Freihan-
delszone und der darauffolgenden Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft ist die EFTA entworfen worden6, um die Märkte zumindest 
unter den Nicht-EWG-Staaten zu öffnen und damit einen Brückenschlag 
zwischen den beiden Institutionen in die Wege zu leiten. Diese doppelte Ziel-
setzung konnte mit der gesamteuropäischen Lösung der Freihandelsabkom-
men weitgehend erreicht werden, was die Richtigkeit der eingeschlagenen 
Methode bestätigt. Es stellt sich somit die Frage, ob sich die Zusammenarbeit 
unter den EFTA-Staaten auf die Verwaltung und Erhaltung des erreichten 
Freihandels beschränken oder ob sie, ohne an der dem Stockholmer Überein-
kommen zugrundeliegenden Konzeption etwas zu ändern, im Sinne vermehr-
ter Konsultationen auf weitere Gebiete ausgedehnt werden soll7.

2. Diese wesentliche Frage, die nach schweizerischer Auffassung eine sorg-
fältige Prüfung verdient, ist nur schwerlich am genannten Treffen abschlies-
send zu beantworten. Allein, diese Konferenz steht ob ihrer Ungewöhnlich-

1. Memorandum: CH-BAR#E7113A#1989/99#7* (770.315).
2. Übergeben am 4. Oktober 1976. Vgl. das Telegramm Nr. 238 von R. Keller an F. Blankart vom 
4. Oktober 1976, dodis.ch/52896.
3. Memorandum der österreichischen Botschaft in Bern an das Politische Departement vom 
19. Juli 1976, dodis.ch/49658.
4. G. Calice.
5. Zur EFTA-Gipfelkonferenz vgl. auch Dok. 25, dodis.ch/48714, bes. Anm. 7.
6. Vgl. dazu DDS, Bd. 21, Dok. 47, dodis.ch/15943 sowie Dok. 58, dodis.ch/15944.
7. Vgl. dazu DDS, Bd. 27, Dok. 34, dodis.ch/48713.
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